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II. Zulässige Bauvorschriften 

1. Allgemeines 

§ 49. 1 Die Bau- und Zonenordnung 
kann die zulässige bauliche Grundstück-

nutzung durch Bestimmungen über die 

Ausnützung, die Bauweise und die Nutz-

weise näher ordnen. 

2 Soweit für die einzelnen Zonenar-
ten nichts Abweichendes bestimmt ist, 

sind Regelungen gestattet über: 

a. Ausnützungs-, Baumassen-, Überbau-

ungs- und Freiflächenziffern sowie Be-

stimmungen über eine Mindestausnüt-

II. Zulässige Bauvorschriften 

1. Allgemeines 

§ 49. 1 Die Bau- und Zonenordnung 
kann die zulässige bauliche Grundstück-

nutzung durch Bestimmungen über die 

Ausnützung, die Bauweise und die Nutz-

weise näher ordnen. 

2 Soweit für die einzelnen Zonenar-
ten nichts Abweichendes bestimmt ist, 

sind Regelungen gestattet über: 

a. Ausnützungs-, Baumassen-, Überbau-

ungs-, Freiflächen- und Grünflächenzif-

fern sowie Bestimmungen über eine Min-

Die heute in § 49 Abs. 3 PBG geregelten 

Maximalmasse sind Teil der Definition 
der Begriffe Kleinbauten und Anbauten 

(vgl. § 2 a VE-ABV). 

Die Gemeinden erhalten zusätzliche Rege-
lungsmöglichkeiten für verschiedene Ty-

pen von Klein- und Anbauten. Verschie-

dene Typen sind beispielsweise Garagen, 

Geräteschuppen, Garten- und Gewächs-

häuser, Pavillons usw.). 

Die Abmessungen von Dachaufbauten 
(inkl. technisch bedingten Dachaufbauten 

wie Kamine, Lüftungsanlagen usw.) kön-

nen im Rahmen von Dachgestaltungsvor-

schriften näher geregelt werden. Einzuhal-
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zung, 

b. Abstände, Gebäudelänge, Gebäudebrei-
te, Gebäudehöhe und Firsthöhe, 

c. die Geschosszahl, 

d. die Dachgestaltung, 

e. Anordnungen zur Erleichterung der 
Nutzung von Sonnenenergie, 

f. die offene und die geschlossene Bau-

weise mit der Gesamtlänge und der zu-

stimmungsfreien Bautiefe beim Grenzbau. 

3 Für Gebäude oder Gebäudeteile, 

die nicht für den dauernden Aufenthalt 
von Menschen bestimmt sind und deren 

grösste Höhe 4 m, bei Schrägdächern 5 m, 

nicht übersteigt, kann von den kantonalen 

Mindestabständen abgewichen und der 

Grenzbau erleichtert werden. 

destausnützung, 

b. Abstände, Gebäudelänge, Gebäudebrei-
te, Gesamthöhe, Fassadenhöhen und First-

höhe, 

c. die Geschosszahl, 

d. die Dachgestaltung, 

e. Anordnungen zur Erleichterung der 

Nutzung von Sonnenenergie, 

f. die offene und die geschlossene Bau-

weise mit der Gesamtlänge und der zu-

stimmungsfreien Bautiefe beim Grenzbau. 

3 Für Kleinbauten oder Anbauten 
kann von den kantonalen Mindestabstän-

den abgewichen und der Grenzbau erleich-

tert werden. 

4 Für verschiedene Typen von Klein-
bauten und Anbauten können die Gebäu-

delängen, Gebäudebreiten, Grenzabstände, 

Baumassenziffern, Überbauungsziffern 

und Baubereiche gebiets- oder zonenweise 

unterschiedlich festgelegt werden. 

5 Die Abmessungen von Dachaufbau-

ten können im Rahmen von Dachgestal-
tungsbestimmungen näher geregelt wer-

den. 

ten ist auf jeden Fall die Drittelsregelung 

von § 292 VE-PBG. 

 

2. Besonderes 

§ 49 a. 1 Soweit der kantonale oder 
regionale Siedlungsplan keine Festlegun-

gen bezüglich der baulichen Dichte ent-

hält, sind in der Regel folgende minimale 

Ausnützungsziffern oder entsprechende 

andere Ausnützungsbestimmungen vorzu-

sehen: 

bei eingeschossigen Zonen 20% 

bei zweigeschossigen Zonen 30% 

2. Besonderes 

§ 49 a. 1 Soweit der kantonale oder 
regionale Siedlungsplan keine Festlegun-

gen bezüglich der baulichen Dichte ent-

hält, sind in der Regel folgende minimale 

Ausnützungsziffern oder entsprechende 

andere Ausnützungsbestimmungen vorzu-

sehen: 

bei eingeschossigen Zonen 20% 

bei zweigeschossigen Zonen 30% 
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bei dreigeschossigen Zonen 50% 

bei viergeschossigen Zonen 65% 

bei mehr als viergeschossigen Zonen 90% 

2 Je nach den örtlichen Verhältnissen 

und den Vorgaben der Richtplanung kön-

nen zonenweise oder für Teilbereiche von 
Zonen bis zu sieben Vollgeschosse, zwei 

Dachgeschosse unter Schrägdächern oder 

ein Dachgeschoss über Flachdächern 

sowie ein anrechenbares Untergeschoss 

zugelassen werden. 

3 Ferner kann für ganze Zonen, ge-
bietsweise oder für einzelne Geschosse 

die Nutzung zu Wohnzwecken oder ge-

werblichen Zwecken zugelassen, vorge-

schrieben oder beschränkt werden und für 

gewerbliche Nutzungen sowie Familien-

wohnungen mit vier und mehr Zimmern 
eine erhöhte Nutzungsziffer festgesetzt 

werden. In Kern-, Quartiererhaltungs- und 

Zentrumszonen kann für geeignete Lagen 

überdies bestimmt werden, dass im Erd-

geschoss nur Läden und Gaststätten zuläs-

sig sind. 

bei dreigeschossigen Zonen 50% 

bei viergeschossigen Zonen 65% 

bei mehr als viergeschossigen Zonen 90% 

2 Je nach den örtlichen Verhältnissen 

und den Vorgaben der Richtplanung kön-

nen zonenweise oder für Teilbereiche von 
Zonen bis zu sieben Vollgeschosse, zwei 

Dachgeschosse unter Schrägdächern oder 

ein Dach- bzw. Attikageschoss über 

Flachdächern sowie ein anrechenbares 

Untergeschoss zugelassen werden. 

3 Ferner kann für ganze Zonen, ge-
bietsweise oder für einzelne Geschosse die 

Nutzung zu Wohnzwecken oder gewerbli-

chen Zwecken zugelassen, vorgeschrieben 

oder beschränkt werden und für gewerb-

liche Nutzungen sowie Familienwohnun-

gen mit vier und mehr Zimmern eine er-
höhte Nutzungsziffer festgesetzt werden. 

In Kern-, Quartiererhaltungs- und Zent-

rumszonen kann für geeignete Lagen 

überdies bestimmt werden, dass im Erdge-

schoss nur Läden und Gaststätten zulässig 

sind. 

III. Kernzonen 

§ 50. 1 Kernzonen umfassen schutz-

würdige Ortsbilder, wie Stadt- und Dorf-

kerne oder einzelne Gebäudegruppen, die 

in ihrer Eigenart erhalten oder erweitert 

werden sollen. 

2 Die Bau- und Zonenordnung kann 
das Bauen auf die Strassengrenze, die 

Verkehrsbaulinie oder bestehende Bau-

fluchten und, unter Wahrung schutzwür-

diger nachbarlicher Interessen, an die 

Grundstückgrenze vorschreiben, das Bau-

en bis auf die Strassengrenze gestatten 

III. Kernzonen 

§ 50. 1 Kernzonen umfassen schutz-

würdige Ortsbilder, wie Stadt- und Dorf-

kerne oder einzelne Gebäudegruppen, die 

in ihrer Eigenart erhalten oder erweitert 

werden sollen. 

2 Die Bau- und Zonenordnung kann 
das Bauen auf die Strassengrenze, die 

Verkehrsbaulinie oder bestehende Bau-

fluchten und, unter Wahrung schutzwürdi-

ger nachbarlicher Interessen, an die 

Grundstückgrenze vorschreiben, das Bau-

en bis auf die Strassengrenze gestatten 
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sowie die Stellung und die Höhenlage der 

Bauten sonst näher ordnen. Nutzungszif-

fern sind nur zulässig, soweit sie dem 

Zonenzweck nicht zuwiderlaufen. 

3 Die Bau- und Zonenordnung kann 
besondere Vorschriften über die Masse 

und die Erscheinung der Bauten enthalten; 

dabei sind, soweit und sofern die Eigenart 

der bestehenden Überbauung es recht-

fertigt und die Verhältnisse es gestatten, 

unter Vorbehalt der Bestimmung über die 

höchstzulässige Gebäudehöhe Abwei-
chungen von den kantonalrechtlichen 

Vorschriften über die Grenz- und Gebäu-

deabstände sowie über die Gebäudehöhe 

erlaubt. 

sowie die Stellung und die Höhenlage der 

Bauten sonst näher ordnen. Nutzungszif-

fern sind nur zulässig, soweit sie dem 

Zonenzweck nicht zuwiderlaufen. 

3 Die Bau- und Zonenordnung kann be-
sondere Vorschriften über die Masse und 

die Erscheinung der Bauten enthalten; 

dabei sind, soweit und sofern die Eigenart 

der bestehenden Überbauung es recht-

fertigt und die Verhältnisse es gestatten, 

unter Vorbehalt der Bestimmung über die 

höchstzulässige Fassadenhöhe Abwei-
chungen von den kantonalrechtlichen 

Vorschriften über die Grenz- und Gebäu-

deabstände sowie über die Fassadenhöhe 

erlaubt. 

3. Gebäudehöhe 

§ 58. 1 . . . 

2 Die Bau- und Zonenordnung kann 
die Gebäudehöhe oder die Gesamthöhe 

ohne Festlegung einer Geschosszahl 

bestimmen. 

3. Fassadenhöhe 

§ 58. 1 . . . 

2 Die Bau- und Zonenordnung kann 
die Fassadenhöhe oder die Gesamthöhe 

ohne Festlegung einer Geschosszahl 

bestimmen. 

  

A. Zweck und Arten 

I. Allgemein 

§ 96. 
1
 Baulinien dienen, wo das Ge-

setz nicht etwas Besonderes vorsieht, der 

Sicherung bestehender und geplanter 

Anlagen und Flächen. 

2 Es sind folgende Baulinien zu un-
terscheiden und im Baulinienplan unter 

Angabe ihres Zwecks verschieden darzu-

stellen: 

a. Verkehrsbaulinien für Strassen, Wege, 

Plätze und Eisenbahnen, gegebenenfalls 

samt begleitenden Vorgärten, Lärm-

schutzanlagen, Grünzügen und Fahrzeug-

A. Zweck und Arten 

I. Allgemein 

§ 96. 
1
 Baulinien begrenzen die Be-

bauung und dienen insbesondere der Si-

cherung bestehender und geplanter Anla-

gen und Flächen sowie der baulichen Ges-

taltung. 

2 Es sind folgende Baulinien zu un-
terscheiden und im Baulinienplan unter 

Angabe ihres Zwecks verschieden darzu-

stellen: 

a. Verkehrsbaulinien für Strassen, Wege, 

Plätze und Eisenbahnen, gegebenenfalls 

samt begleitenden Vorgärten, Lärmschutz-

anlagen, Grünzügen und Fahrzeugabstell-

Wo Baulinien gesetzt werden, treten diese 

an die Stelle der generellen Abstandsvor-
schriften. 

Die Baulinien beziehen sich auf die proji-
zierten Fassadenlinien. 

Baulinien werden in der Regel im öffentli-
chen Interesse festgelegt. Diese Abgren-

zungen können sich je nach Zweck der 

Baulinien auf alle Bauten und Anlagen 

oder lediglich auf Gebäude oder Gebäude-
teile mit bestimmten Nutzungen oder auf 

bestimmte Geschosse beziehen. 
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abstellplätzen; 

b. Baulinien für Betriebsanlagen zu Ver-
kehrsbauten, wie Parkhäuser, Grosspar-

kierungsanlagen, Unterhalts-, Überwa-

chungs- und Versorgungsdienste, sowie 

für Fluss- und Bachkorrektionen; 

c. Baulinien für Versorgungsleitungen 

und für Anschlussgleise. 

plätzen; 

b. Baulinien für Betriebsanlagen zu Ver-
kehrsbauten, wie Parkhäuser, Grossparkie-

rungsanlagen, Unterhalts-, Überwachungs- 

und Versorgungsdienste, sowie für Fluss- 

und Bachkorrektionen; 

c. Baulinien für Versorgungsleitungen und 

für Anschlussgleise. 

II. Besondere Zwecke bei Verkehrsbauli-

nien 

§ 97. 1 Verkehrsbaulinien können 

Festlegungen über die Pflicht zur ge-

schlossenen Bauweise enthalten. 

2 Verkehrsbaulinien dürfen ferner ein 
öffentliches Interesse an der bestimmten 

Gestaltung von Verkehrsräumen und 

Plätzen wahrnehmen und näher umschrei-

ben, insbesondere das Bauen auf die Bau-

linie vorschreiben oder die Gebäudehöhe 

näher ordnen. 

II. Besondere Zwecke bei Verkehrsbauli-

nien 

§ 97. 1 Verkehrsbaulinien können 

Festlegungen über die Pflicht zur ge-

schlossenen Bauweise enthalten. 

2 Verkehrsbaulinien dürfen ferner ein 
öffentliches Interesse an der bestimmten 

Gestaltung von Verkehrsräumen und Plät-

zen wahrnehmen und näher umschreiben, 

insbesondere das Bauen auf die Baulinie 

vorschreiben oder die Fassadenhöhen 

näher ordnen. 

  

2. Ausnahmen 

§ 100. 1 Einzelne oberirdische Ge-

bäudevorsprünge dürfen bis zu 1,5 m über 

Verkehrsbaulinien und Baulinien für Ver-
sorgungsleitungen und Industriegeleise 

hinausragen, müssen jedoch entschädi-

gungslos beseitigt werden, sobald die 

Ausführung des Werks oder der Anlage, 

wofür die Baulinie festgesetzt worden ist, 

dies erfordert. 

2 Fallen Baulinie und Grenze des für 

die Anlage benötigten Raumes zusam-
men, haben derartige Vorsprünge einen 

dem Charakter der betreffenden Anlage 

entsprechenden Vertikalabstand, in der 

Regel wenigstens 3 m, einzuhalten. 

3 Weiter gehende und andersartige 

2. Ausnahmen 

§ 100. 1 Einzelne vorspringende Ge-

bäudeteile dürfen bis zu 1,5 m über Ver-

kehrsbaulinien und Baulinien für Versor-
gungsleitungen und Industriegeleise hin-

ausragen, müssen jedoch entschädigungs-

los beseitigt werden, sobald die Ausfüh-

rung des Werks oder der Anlage, wofür 

die Baulinie festgesetzt worden ist, dies 

erfordert. 

2 Fallen Baulinie und Grenze des für 

die Anlage benötigten Raumes zusammen, 
haben derartige vorspringende Gebäude-

teile einen dem Charakter der betreffenden 

Anlage entsprechenden Vertikalabstand, in 

der Regel wenigstens 3 m, einzuhalten. 

3 Weiter gehende und andersartige 
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Beanspruchungen des Baulinienbereichs 

können mit der baurechtlichen Bewilli-

gung, nötigenfalls unter sichernden Ne-

benbestimmungen, gestattet werden. 

Beanspruchungen des Baulinienbereichs 

können mit der baurechtlichen Bewilli-

gung, nötigenfalls unter sichernden Ne-

benbestimmungen, gestattet werden. 

Ausnützung 

§ 251. Die zulässige Ausnützung 

wird festgelegt: 

a. durch Ausnützungs-, Überbauungs-, 

Freiflächen- und Baumassenziffern, 

b. durch die Bestimmungen über die Ab-
stände, über die Geschosszahl sowie über 

den Grenzbau, das Zusammenbauen, die 

Gebäudelänge und die Gebäudebreite. 

Ausnützung 

§ 251. Die zulässige Ausnützung 

wird festgelegt: 

a. durch Ausnützungs-, Überbauungs-, 

Freiflächen-, Grünflächen- und Baumas-
senziffern, 

b. durch die Bestimmungen über die Ab-
stände, über die Geschosszahl sowie über 

den Grenzbau, das Zusammenbauen, die 

Gebäudelänge und die Gebäudebreite. 

Die Grünflächenziffer (vgl. § 257 a VE-
PBG) wird im Kanton Zürich neu einge-

führt. 

 

A. Grundordnung 

§ 254. 1 Ausnützungsziffer, Über-

bauungsziffer und Freiflächenziffer geben 

das Verhältnis der anrechenbaren Fläche 
zur massgeblichen Grundfläche wieder. 

2 Die Baumassenziffer bestimmt, wie 
viele Kubikmeter anrechenbaren Raums 

auf den Quadratmeter Grundfläche entfal-

len dürfen. 

 Die Nutzungsziffern werden neu separat 

definiert (vgl. §§ 255, 256, 257 und 258 

VE-PBG). 

 

B. Anrechenbare Flächen und anrechen-

barer Raum 

I. Ausnützungsziffer 

§ 255. 1 Für die Ausnützungsziffer 
anrechenbar sind alle dem Wohnen, Ar-

beiten oder sonst dem dauernden Aufent-

halt dienenden oder hiefür verwendbaren 

Räume in Vollgeschossen unter Ein-

schluss der dazugehörigen Erschlies-

sungsflächen und Sanitärräume samt inne-

ren Trennwänden. 

2 Entsprechende Flächen in Dach- 

A. Ausnützungsziffer 

§ 255. 1 Die Ausnützungsziffer gibt 

das Verhältnis der anrechenbaren Fläche 

zur anrechenbaren Grundstücksfläche 
wieder. 

2 Für die Ausnützungsziffer anre-
chenbar sind alle dem Wohnen, Arbeiten 

oder sonst dem dauernden Aufenthalt 

dienenden oder hiefür verwendbaren 

Räume in Vollgeschossen unter Einschluss 

der dazugehörigen Erschliessungsflächen 

und Sanitärräume samt inneren Trenn-

wänden. 

Der Kanton Zürich hält an der Ausnüt-

zungsziffer fest. Die Geschossflächenzif-

fer (8.2 IVHB) wird nicht übernommen. 
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und Untergeschossen sind anrechenbar, 

soweit sie je Geschoss die Fläche über-

schreiten, die sich bei gleichmässiger 

Aufteilung der gesamten zulässigen Aus-

nützung auf die zulässige Vollgeschoss-

zahl ergäbe. 

3 Durch Verordnung können der 

Wohnlichkeit oder der Arbeitsplatzgestal-

tung dienende Nebenräume als nicht anre-
chenbar erklärt werden. 

2 Entsprechende Flächen in Dach-, 

Attika- und Untergeschossen sind an-

rechenbar, soweit sie je Geschoss die 

Fläche überschreiten, die sich bei gleich-

mässiger Aufteilung der gesamten zulässi-
gen Ausnützung auf die zulässige Vollge-

schosszahl ergäbe. 

4 Durch Verordnung können der Wohn-
lichkeit oder der Arbeitsplatzgestaltung 

dienende Nebenräume als nicht anrechen-

bar erklärt werden. 

II. Überbauungsziffer 

§ 256. 1 Die für die Überbauungszif-

fer anrechenbare Fläche ergibt sich aus 
der senkrechten Projektion der grössten 

oberirdischen Gebäudeumfassung auf den 

Erdboden. 

2 Ausser Ansatz fallen dabei oberir-
dische geschlossene Vorsprünge bis zu 

einer Tiefe von 1,5 m, oberirdische Vor-

sprünge wie Balkone bis zu einer Tiefe 

von 2 m, Erker und Laubengänge jedoch 
nur, soweit sie nicht mehr als ein Drittel 

der betreffenden Fassade messen. 

B. Überbauungsziffer 

§ 256. Die Überbauungsziffer (ÜZ) 

ist das Verhältnis der anrechenbaren Ge-
bäudefläche (aGbF) zur anrechenbaren 

Grundstücksfläche. Als anrechenbare 

Gebäudefläche gilt die Fläche innerhalb 

der projizierten Fassadenlinie. 

Die Überbauungsziffer (ÜZ) ist eine Flä-

chenanteilsziffer, die den durch die Ge-

bäude beanspruchten Teil eines Grund-
stücks beschreibt. Bei deren Festlegung 

spielen visuelle und damit gestalterische 

Zielsetzungen mit hinein. 

Zur anrechenbaren Gebäudefläche zählen 
die Flächen von Gebäuden, Kleinbauten, 

Anbauten sowie die Flächen der Teile von 

Unterniveaubauten, die das massgebende 

Terrain überragen. 

Bezüglich vorspringender Gebäudeteile 
ergibt sich insofern eine Änderung, als 

nicht mehr zwischen oberirdischen (Be-

deutung hier: Frei auskragend) geschlos-

senen Vorsprüngen (bis Tiefe 1,5 m [Lau-

bengänge und Erker nur bis 1/3 der Fassa-

de]) und oberirdischen offenen Vorsprün-

gen (bis Tiefe 2 m) unterschieden wird. 
Vorspringende Gebäudeteile (inkl. Gebäu-

deausbuchtungen die nicht frei auskragend 

sind) fallen generell ausser Ansatz. 

Neu sind auch Unterniveaubauten anzu-
rechnen (gemäss Praxis zu § 256 Abs. 1 

PBG ist dies heute nicht der Fall). 

 

 D. Grünflächenziffer Die Grünflächenziffer ist im geltenden 

PBG nicht geregelt. 
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§ 257 a. 1 Die Grünflächenziffer 

(GZ) ist das Verhältnis der anrechenbaren 

Grünfläche (aGrF) zur anrechenbaren 

Grundstücksfläche. 

2 Als anrechenbare Grünfläche gelten 
natürliche und bepflanzte Bodenflächen 

eines Grundstücks, die nicht versiegelt 

sind und die nicht als Abstellflächen die-

nen. 

Im Vergleich zur Freiflächenziffer enthält 

die Grünflächenziffer nur unversiegelte 

Flächen. 

Überdachte Sitzplätze gelten nicht als 
Grünflächen, da sie mehrheitlich versie-

gelt sind. 

 

IV. Baumassenziffer 

§ 258. 
1
 Bei der Baumassenziffer gilt 

der oberirdische umbaute Raum mit sei-

nen Aussenmassen als anrechenbar. 

2 Ausser Ansatz fallen Räume, die 
als öffentliche Verkehrsflächen benützt 

werden oder sich innerhalb des Witte-

rungsbereichs unter vorspringenden frei-

tragenden Bauteilen befinden. 

E. Baumassenziffer 

§ 258. 
1
 Die Baumassenziffer (BMZ) 

ist das Verhältnis des Bauvolumens über 

dem massgebenden Terrain (BVm) zur 

anrechenbaren Grundstücksfläche. 

2 Als Bauvolumen über dem massge-
benden Terrain gilt das Volumen des Bau-

körpers in seinen Aussenmassen. 

3 Die Volumen offener Gebäudeteile, 
die weniger als zur Hälfte durch Wand-

Abschlüsse umgrenzt sind, werden zu 

einem Drittel angerechnet. 

4 Wird die Konstruktionsstärke der 

Fassade und des Dachs aufgrund der 
Wärmedämmung grösser als 35 cm, ist sie 

nur bis zu diesem Mass zu berücksichti-

gen. 

5 Für verglaste Balkone, Veranden 
und andere Vorbauten ohne heiztechnische 

Installationen, soweit sie dem Energiespa-

ren dienen, können die Gemeinden die 

Baumassenziffer gesondert regeln. 

Unterirdische Bauten fallen bei der Be-
rechnung der Baumassenziffer ausser 

Betracht. 

Räume, die als öffentliche Verkehrsflä-

chen benützt werden, fallen nicht mehr 
generell ausser Betracht (es gelten die 

Regeln für offene Gebäudeteile). 

Die Ausnahmeregelung für verglaste Vor-
bauten (§ 258 Abs. 5 VE-PBG) befindet 

sich heute in § 13 ABV. 

 

C. Massgebliche Grundfläche 

§ 259. 1 Massgebliche Grundfläche 

ist die von der Baueingabe erfasste Fläche 

der baulich noch nicht ausgenützten 
Grundstücke oder Grundstückteile der 

E. Anrechenbare Grundstücksfläche 

§ 259. 1 Zur anrechenbaren Grund-

stücksfläche (aGSF) gehören die in der 

entsprechenden Bauzone liegenden 
Grundstücksflächen bzw. Grundstückstei-

Waldabstandsflächen werden neu, auch 

wenn sie mehr als 15 m hinter der Wald-

abstandslinie liegen, mitgerechnet. 

Offene Gewässer die in der Bauzone lie-
gen werden neu ebenfalls an die aGSF 
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Bauzone. 

2 Ausser Ansatz fallen Waldab-
standsflächen, soweit sie mehr als 15 m 

hinter der Waldabstandslinie liegen, Wald 

und offene Gewässer. 

3 Bei Ausdolungen von Gewässern 

erfährt die massgebliche Grund-

stückfläche keine Änderung. 

le. 

2 Die Flächen der Hauszufahrten 
werden angerechnet. Nicht angerechnet 

werden die Flächen der Grund-, Grob- und 

Feinerschliessung. 

angerechnet. 

Bezüglich Anrechenbarkeit der Grund-, 
Grob- und Feinerschliessung (z.B. Quar-

tierstrasse) ändert sich nichts. Entspre-

chende Flächen sind auch nach geltendem 

Recht nicht anrechenbar. 

Grenz- und Gebäudeabstand 

§ 260. 1 Der Grenzabstand bestimmt 
die nötige Entfernung zwischen Fassade 

und massgebender Grenzlinie, der Gebäu-

deabstand diejenige zwischen zwei Ge-

bäuden. 

2 Die Abstände der Bau- und Zonen-

ordnung sind bei seitlich gegliederten 

Gebäuden für jeden Teil getrennt zu mes-

sen. Für Gebäudeteile, welche die für die 
Regelüberbauung zulässige Gebäudehöhe 

überschreiten, sind sie um das Mass der 

Mehrhöhe zu vergrössern. 

3 Einzelne Vorsprünge dürfen höchs-
tens 2 m in den Abstandsbereich hineinra-

gen, Erker, Balkone und dergleichen je-

doch höchstens auf einem Drittel der 

betreffenden Fassadenlänge. 

Grenz- und Gebäudeabstand 

§ 260. 1 Der Grenzabstand ist die 
Entfernung zwischen der projizierten Fas-

sadenlinie und der Parzellengrenze. Die 

Gemeinden können zwischen dem grossen 

und kleinen Grenzabstand unterscheiden 

und einen Mehrlängenzuschlag festlegen. 

2 Der Gebäudeabstand ist die Entfer-

nung zwischen den projizierten Fassaden-

linien zweier Gebäude. 

3 Die Grenz- und Gebäudeabstände 
sind bei seitlich gegliederten Gebäuden für 

jeden Teil getrennt zu messen. Für Gebäu-

deteile, welche die für die Regelüberbau-

ung zulässige Fassadenhöhe überschreiten, 

sind sie um das Mass der Mehrhöhe zu 

vergrössern. 

4 Vorspringende Gebäudeteile dürfen 

höchstens 2 m, in den Abstandsbereich 
hineinragen, mit Ausnahme der Dachvor-

sprünge, jedoch höchstens auf einem Drit-

tel der betreffenden Fassadenlänge. 

Wird zwischen dem grossen und dem 

kleinen Grenzabstand unterschieden, so ist 
der kleinere um die Gebäudeecken radial 

herumzuschlagen (vgl. § 22 Abs. 2 ABV). 

Der Grenzabstand von Anbauten wird 
separat gemessen. 

Wo Bauten im Bereich von Strassen, Wäl-

dern oder Gewässern liegen, gelten neben 

den Grenzabständen weitere Abstandsvor-

schriften. Sofern solche Abstandsvor-
schriften strenger sind, gehen sie den 

Grenzabstandsvorschriften vor. 

Der Mehrlängenzuschlag entspricht einem 
bestimmten Teil der als Mehrlänge quali-

fizierten Fassadenlänge; der Zuschlag 

kann auf ein Höchstmass begrenzt werden 

(vgl. § 23 Abs. 1 ABV).  

Der Mehrlängenzuschlag wird rechtwink-
lig zu den Fassaden gemessen; über die 

Gebäudeecken fällt er ausser Ansatz (vgl. 

§ 23 Abs. 2 ABV). 

Vorspringende Gebäudeteile sind bei-
spielsweise Erker, Vordächer, Aussen-

treppen oder Balkone, aber auch eigentli-

che Gebäudeausbuchtungen. Ragen sie 

mehr als 2,0 m über die Fassadenflucht 
hinaus oder sind sie länger als ein Drittel 

des zugehörigen Fassadenabschnitts, gel-

ten sie als Teile des Gebäudes (z.B. vor-
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springendes geschlossenes Treppenhaus, 

Wintergarten, grösserer Erker, grösserer 

Balkon) oder als Anbaute (z.B. Geräte-

schopf). 

B. Waldabstand 

§ 262. 1 Oberirdische Gebäude dür-

fen die im Zonenplan festgelegte Waldab-

standslinie nicht überschreiten; ausserhalb 

des Bauzonengebiets beträgt der Abstand 
von der forstrechtlichen Waldgrenze 30 

m. 

2 Offene nicht abgestützte Balkone 
dürfen ohne Rücksicht auf ihre Länge 2 m 

tief in den Abstandsbereich hineinragen. 

3 Für unterirdische Bauten und An-

lagen im Abstandsbereich gilt das Forst-

polizeirecht. 

B. Waldabstand 

§ 262. 1 Oberirdische Gebäude dür-

fen die im Zonenplan festgelegte Waldab-

standslinie nicht überschreiten; ausserhalb 

des Bauzonengebiets beträgt der Abstand 
von der forstrechtlichen Waldgrenze 30 m. 

2 Offene nicht abgestützte vorsprin-
gende Gebäudeteile dürfen ohne Rücksicht 

auf ihre Länge 2 m tief in den Abstandsbe-

reich hineinragen. 

3 Für unterirdische Bauten und Anla-

gen im Abstandsbereich gilt das Forstpoli-

zeirecht. 

  

Abstandsfreie Gebäude 

§ 269. Wo die Bau- und Zonenord-
nung nichts anderes bestimmt, unterliegen 

unterirdische Gebäude und Gebäudeteile 

sowie oberirdische, die den gewachsenen 

Boden um nicht mehr als einen halben 

Meter überragen und die keine Öffnungen 

gegen Nachbargrundstücke aufweisen, 

keinen Abstandsvorschriften. 

Abstandsfreie Bauten 

§ 269. Wo die Bau- und Zonenord-
nung nichts anderes bestimmt, unterliegen 

unterirdische Bauten sowie Unterniveau-

bauten, die keine Öffnungen gegen Nach-

bargrundstücke aufweisen, keinen Ab-

standsvorschriften. 

 

  

Andere Gebäude 

§ 270. 1 Alle andern Gebäude dürfen, 
sofern nicht der Grenzbau vorgeschrieben 

oder erlaubt ist, die im Abstand von 3,5 m 

parallel zur Grenze verlaufende Linie 

nicht überschreiten. 

2 Der Abstand von 3,5 m gilt ohne 

Rücksicht auf Lage und Tiefe der beteilig-

ten Grundstücke seitlich innerhalb von 20 
m ab der Verkehrsbaulinie oder der sie 

ersetzenden Baubegrenzungslinie; ab 12 

Andere Gebäude 

§ 270. 1 Alle andern Gebäude dürfen, 
sofern nicht der Grenzbau vorgeschrieben 

oder erlaubt ist, die im Abstand von 3,5 m 

parallel zur Grenze verlaufende Linie 

nicht überschreiten. 

2 Der Abstand von 3,5 m gilt ohne 

Rücksicht auf Lage und Tiefe der beteilig-

ten Grundstücke seitlich innerhalb von 20 
m ab der Verkehrsbaulinie oder der sie 

ersetzenden Baubegrenzungslinie; ab 12 m 
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m über dem gewachsenen Boden vergrös-

sert er sich weiter hinten und rückwärtig 

um das Mass der Mehrhöhe, unter Vorbe-

halt der Bestimmungen für Hochhäuser, 

jedoch höchstens auf 16,5 m. 

3 Durch nachbarliche Vereinbarung 

kann unter Vorbehalt einwandfreier 

wohnhygienischer und feuerpolizeilicher 
Verhältnisse ein Näherbaurecht begründet 

werden. 

über dem massgebenden Terrain vergrös-

sert er sich weiter hinten und rückwärtig 

um das Mass der Mehrhöhe, unter Vorbe-

halt der Bestimmungen für Hochhäuser, 

jedoch höchstens auf 16,5 m. 

3 Durch nachbarliche Vereinbarung 

kann unter Vorbehalt einwandfreier 

wohnhygienischer und feuerpolizeilicher 
Verhältnisse ein Näherbaurecht begründet 

werden. 

C. Erleichterungen 

I. Besondere Gebäude 

§ 273. Wo die Bau- und Zonenord-
nung nichts anderes bestimmt, dürfen 

Gebäude, die nicht für den dauernden 

Aufenthalt von Menschen bestimmt sind 

und deren grösste Höhe 4 m, bei Schräg-

dächern 5 m, nicht übersteigt, in einem 

Abstand von 3,5 m von andern Gebäuden 

errichtet werden. 

C. Erleichterungen 

I. Kleinbauten und Anbauten 

§ 273. Wo die Bau- und Zonenord-
nung nicht anderes bestimmt, dürfen 

Kleinbauten und Anbauten in einem Ab-

stand von 3,5 m von andern Gebäuden 

errichtet werden. 

Kleinbauten und Anbauten werden neu in 
§ 2 a VE-ABV definiert. 

 

IV. Geschosse, Gebäude- und Firsthö-

hen 

1. Geschosse 

Begriffe 

§ 275.  1 Vollgeschosse sind horizon-
tale Gebäudeabschnitte, die über dem 

gewachsenen Boden und unter der 

Schnittlinie zwischen Fassade und Dach-

fläche liegen. 

2 Dachgeschosse sind horizontale 
Gebäudeabschnitte, die über der Schnittli-

nie zwischen Fassade und Dachfläche 

liegen. Gebäudeabschnitte mit einer Knie-

stockhöhe von höchstens 0,9 m, gemessen 

0,4 m hinter der Fassade, gelten als Dach-

geschosse. Bei vor dem 1. Juli 1978 be-

willigten Gebäuden darf die bestehende 

IV. Geschosse, Gebäude- und Firsthö-

hen 

1. Geschosse 

Begriffe 

§ 275.  1 Vollgeschosse sind alle Ge-
schosse von Gebäuden ausser Unter-, 

Dach- und Attikageschosse. Bei zusam-

mengebauten Gebäuden und bei Gebäu-

den, die in der Höhe oder in der Situation 
gestaffelt sind, wird die Vollgeschosszahl 

für jeden Gebäudeteil bzw. für jedes Ge-

bäude separat ermittelt. 

2 Dachgeschosse sind Geschosse, mit 
einer Kniestockhöhe von höchstens 1,1 m. 

Bei vor dem 1. Juli 1978 bewilligten Ge-

bäuden darf die bestehende Kniestockhöhe 

Vollgeschosse, Dachgeschosse und Unter-
geschosse werden neu definiert. 

 

Dachgeschosse: 

Die aktuelle Praxis, wonach Attikage-
schosse oder (Mansarden-)Walm- und 

Tonnendächer unterhalb einer bestimmten 

Dachprofillinie (im Winkel von 45° ab 

Schnittpunkt Dachfläche - Fassade) liegen 
müssen ist nicht IVHB-konform. Solche 

Dächer sind neu (unter Einhaltung der 

Kniestockhöhe) zulässig, sofern die Ge-

meinden sie nicht im Rahmen von Dach-

gestaltungsvorschriften verbieten (vgl. § 

49 VE-PBG). 

Die Dachfläche darf nur bis zum zulässi-

gen Mass (für die Breite) durch Dachauf-
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Kniestockhöhe bis 1,3 m betragen. 

3 Untergeschosse sind horizontale 
Gebäudeabschnitte, die ganz oder teilwei-

se in den gewachsenen Boden hineinra-

gen. 

bis 1,5 m betragen. 

3 Untergeschosse sind Geschosse, bei 
denen die Oberkante des fertigen Bodens, 

gemessen in der Fassadenflucht, im Mittel 

höchstens bis zum zulässigen Mass über 

die Fassadenlinie hinausragt. Die Gemein-

den legen das zulässige Mass gebiets- oder 

zonenweise fest. 

4 Attikageschosse sind auf Flachdä-
chern aufgesetzte, zusätzliche Geschosse. 

Das Attikageschoss muss bei mindestens 

einer ganzen Fassade gegenüber dem 

darunter liegenden Geschoss um ein fest-

gelegtes Mass zurückversetzt sein. Die 

Gemeinden können sowohl die Anzahl der 

zurückversetzten Fassaden als auch das 
Mass der Rückversetzungen gebiets- oder 

zonenweise festlegen. 

bauten durchbrochen werden. Wird dieses 

Mass überschritten, zählt das Geschoss als 

Vollgeschoss (vgl. § 292 VE-PBG). Die 

Gemeinden können die Abmessungen von 

Dachaufbauten näher regeln (vgl. § 49 

VE-PBG). 

 

Untergeschosse: 

Die Gemeinden müssen das zulässige 
Mass für das Überragen der Fassadenlinie 

durch Untergeschosse gebiets- oder zo-

nenweise festlegen. 

Je nach Festlegung des zulässigen Masses 

für das Überragen der Fassadenlinie wer-

den Untergeschosse zukünftig tiefer liegen 

als gemäss geltender Regelung. 

Untergeschosse können, in Analogie zu 
den vorspringenden Gebäudeteilen, höchs-

tens bis zum zulässigen Mass (2 m) über 

die Fassadenlinie hinausragen. Ragen sie 

weiter darüber hinaus, dann handelt es 

sich um Unterniveaubauten oder unterirdi-

sche Bauten. 

 

Attikageschosse: 

Attikageschosse können insbesondere in 
Hanglagen auf der Bergseite und auf wei-

teren Seiten, auch direkt auf die Fassaden-

fluchten des darunter liegenden Geschos-

ses gebaut werden. 

Die Gemeinden können die Anzahl der 

Rückversetzungen (mindestens eine) und 
auch das Mass der Rückversetzungen 

gebiets- oder zonenweise festlegen. 

Die Gemeinden können auch bei Attikage-
schossen die Abmessungen von Dachauf-
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bauten näher regeln (vgl. § 49 VE-PBG). 

Anrechenbarkeit 

§ 276.  1 Als Geschosse zählen Voll-
geschosse, Dach- und Untergeschosse mit 

Wohn-, Schlaf- oder Arbeitsräumen sowie 

andere Untergeschosse, die mehrheitlich 

über dem gewachsenen Boden liegen. 

2 In allen Bauzonen können Vollge-

schosse durch Dach- oder Untergeschosse 
ersetzt werden; zusammengerechnet dür-

fen sie jedoch die erlaubte Zahl der Voll-

geschosse nicht überschreiten. 

Anrechenbarkeit 

§ 276.  1 Als Geschosse zählen Voll-
geschosse, Dach- bzw. Attika- und Unter-

geschosse mit Wohn-, Schlaf- oder Ar-

beitsräumen. 

2 In allen Bauzonen können Vollge-

schosse durch Dach-, Attika- oder Unter-

geschosse ersetzt werden; zusammenge-
rechnet dürfen sie jedoch die erlaubte Zahl 

der Vollgeschosse nicht überschreiten. 

Die Definition «Untergeschosse, die 
mehrheitlich über dem gewachsenen Bo-

den liegen» ist nicht mit der IVHB-

Definition vereinbar. 

 

A. Gebäudehöhe 

I. Mass 

§ 278. 1 Die zulässige Gebäudehöhe 

wird durch die erlaubte Vollgeschosszahl 

und, sofern die Bau- und Zonenordnung 

es nicht ausschliesst, durch die Verkehrs-
baulinien bestimmt; entscheidend ist das 

geringere Mass. 

2 Die Gebäudehöhe aufgrund der 
Baulinien gilt bis auf eine Tiefe von 15 m. 

3 Die höchstzulässige Gebäudehöhe 

beträgt unter Vorbehalt der Bestimmun-

gen über die Hochhäuser 25 m. 

A. Fassadenhöhe 

I. Mass 

§ 278.  1 Die zulässige Fassadenhöhe 

wird durch die erlaubte Vollgeschosszahl 

und, sofern die Bau- und Zonenordnung es 

nicht ausschliesst, durch die Verkehrsbau-
linien bestimmt; entscheidend ist das ge-

ringere Mass. 

2 Die Fassadenhöhe aufgrund der 
Baulinien gilt bis auf eine Tiefe von 15 m. 

3 Die höchstzulässige Fassadenhöhe 

beträgt unter Vorbehalt der Bestimmungen 

über die Hochhäuser 25 m. 

  

II. Berechnung 

§ 279. 1 Wo die Bau- und Zonenord-
nung nichts anderes bestimmt, ist für die 

Gebäudehöhe aufgrund der erlaubten 

Vollgeschosszahl mit einer Bruttoge-

schosshöhe von 3,3 m, in Zentrums- und 

Industriezonen von 4 m, und zusätzlich 

mit 1,5 m für die Erhebung des Erdge-

schosses zu rechnen. 

2 Die Gebäudehöhe aufgrund der 

II. Berechnung 

§ 279. 1 Wo die Bau- und Zonenord-
nung nichts anderes bestimmt, ist für die 

Fassadenhöhe aufgrund der erlaubten 

Vollgeschosszahl mit einer Bruttoge-

schosshöhe von 3,3 m, in Zentrums- und 

Industriezonen von 4 m, und zusätzlich 

mit 1,5 m für die Erhebung des Erdge-

schosses zu rechnen. 

2 Die Fassadenhöhe aufgrund der 
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Verkehrsbaulinien ergibt sich aus deren 

um einen Neuntel vergrösserten Abstand; 

sie kann um das Mass einer allfälligen 

Gebäuderückversetzung erhöht werden. 

3 Im Bereich unterschiedlicher Bau-

linienabstände ist bis auf eine Tiefe von 

15 m der grössere Abstand massgebend. 

Verkehrsbaulinien ergibt sich aus deren 

um einen Neuntel vergrösserten Abstand; 

sie kann um das Mass einer allfälligen 

Gebäuderückversetzung erhöht werden. 

3 Im Bereich unterschiedlicher Bauli-

nienabstände ist bis auf eine Tiefe von 15 

m der grössere Abstand massgebend. 

III. Messweise 

§ 280. 1 Die zulässige Gebäudehöhe 
wird von der jeweiligen Schnittlinie zwi-

schen Fassade und Dachfläche auf den 

darunterliegenden gewachsenen Boden 

gemessen; durch einzelne, bis 1,5 m tiefe 

Rücksprünge bewirkte Mehrhöhen wer-

den nicht beachtet. 

2 Wenn Baulinien die Gebäudehöhe 

beeinflussen, wird diese auf die Niveauli-
nien gemessen. 

III. Messweise 

§ 280. 1 Die Fassadenhöhe ist der 
grösste Höhenunterschied zwischen der 

Schnittlinie der Fassadenflucht mit der 

Oberkante der Dachkonstruktion und der 

dazugehörigen Fassadenlinie. 

2 Bei Flachdachbauten wird die Fas-

sadenhöhe bis zur Oberkante der Brüstung 

gemessen, es sei denn, die Brüstung ist um 

ein durch die Gemeinde festgesetztes 
Mass gegenüber der Fassadenflucht zu-

rückversetzt. 

3 Die Gemeinden können die Fassa-
denhöhen für trauf- und giebelseitige Fas-

saden sowie für berg- und talseitige Fassa-

den unterschiedlich festlegen. 

4 Wenn Baulinien die Fassadenhöhe 

beeinflussen, wird diese auf die Niveauli-
nien gemessen. 

 

Die Fassadenhöhe gemäss IVHB ent-

spricht weitgehend der Definition der 
Gebäudehöhe im geltenden PBG. Neu ist 

jedoch nicht mehr die Schnittlinie der 

Fassade mit der Dachfläche, sondern die 

Schnittlinie der Fassadenflucht mit der 

Oberkante der Dachkonstruktion massge-

blich. 

Die Fassadenhöhe begrenzt das Mass, mit 

dem Fassaden ohne Abgrabungen in Er-
scheinung treten dürfen. 

Bezüglich Flachdachbauten können die 
Gemeinden regeln, um welches Mass die 

Brüstung gegenüber der Fassadenflucht 

zurückversetzt sein muss, dass der Dach-

rand für die Berechnung der Fassadenhöhe 

massgeblich wird. 

Ausserdem können die Gemeinden die 
Fassadenhöhen für trauf- und giebelseitige 

Fassaden sowie für berg- und talseitige 

Fassaden unterschiedlich festlegen.Wenn 

die talseitige Fassade bezüglich der Höhe, 

mit der sie in Erscheinung tritt – d.h. auch 

mit Berücksichtigung von Abgrabungen – 

begrenzt werden soll, erfordert dies eine 

zusätzliche Regelung . 

Dass durch einzelne, bis 1,5 m tiefe rück-
springende Gebäudeteile bewirkte Mehr-

höhen nicht beachtet werden, ergibt sich 

aus der neuen Definition der Fassaden-

flucht (vgl. § 6 VE-ABV). Satz 2 von § 
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280 Abs. 1PBG in der geltenden Fassung 

kann daher gestrichen werden. 

Die Dachkonstruktion besteht aus Sparren, 
Dämmung und Unterdach. 

Niveaulinien sind planerische Festlegun-

gen des massgebenden Terrains (vgl. § 5 

VE-ABV). 

B. Firsthöhe 

§ 281. 1 Der First eines Schrägda-
ches muss innerhalb von Ebenen liegen, 

die 

a. unter 45° an die Schnittlinie zwischen 
der Dachfläche und der zugehörigen Fas-

sade angelegt werden, 

b. höchstens aber bis zu einer oberen 

Ebene ansteigen, die unter Vorbehalt 

abweichender Regelungen in der Bau- 
und Zonenordnung in 7 m Höhe parallel 

zur Verbindung zwischen den massgebli-

chen Schnittlinien verläuft. 

2 Ist eine Dachneigung steiler als 
45°, ist die Gebäudehöhe auf die Ebene zu 

projizieren, die das Dach unter 45° be-

rührt. 

B. Firsthöhe 

§ 281. 1 Der höchste Punkt der Dach-
konstruktion eines Schrägdaches muss 

innerhalb von Ebenen liegen, die 

a. unter 45° an die Schnittlinie der Fassa-
denflucht mit der Oberkante der Dachkon-

struktion angelegt werden, 

b. höchstens aber bis zu einer oberen Ebe-

ne ansteigen, die unter Vorbehalt abwei-

chender Regelungen in der Bau- und Zo-
nenordnung in 7 m Höhe parallel zur Ver-

bindung zwischen den massgeblichen 

Schnittlinien verläuft. 

2 Ist eine Dachneigung steiler als 45°, 
ist die Fassadenhöhe auf die Ebene zu 

projizieren, die das Dach unter 45° be-

rührt. 

Aufgrund der neuen Definition der Fassa-

denhöhe muss auch die Definition der 
Firsthöhe angepasst werden. 

Neu bemisst sich die Firsthöhe von der 
Schnittlinie zwischen der Fassadenflucht 

und der Oberkante der Dachkonstruktion 

einerseits sowie dem höchsten Punkt der 

Dachkonstruktion andererseits. 

Der eigentliche First, d.h. der höchste 

Punkt der Dachfläche (Firstziegel), liegt in 
der Regel um ca. 15 cm höher als der 

höchste Punkt der Dachkonstruktion. 

 

Begriff und Zulässigkeit 

§ 282. Hochhäuser sind Gebäude mit 
einer Höhe von mehr als 25 m. Sie sind 

nur gestattet, wo die Bau- und Zonenord-

nung sie zulässt. 

Begriff und Zulässigkeit 

§ 282. Hochhäuser sind Gebäude mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 25 m. Sie 

sind nur gestattet, wo die Bau- und Zo-

nenordnung sie zulässt. 

  

Dachaufbauten 

§ 292. Wo nichts anderes bestimmt 

ist, dürfen Dachaufbauten, ausgenommen 

Kamine, Anlagen zur Nutzung von Son-

nenenergie und kleinere technisch beding-
te Aufbauten, insgesamt nicht breiter als 

Dachaufbauten 

§ 292. Wo nichts anderes bestimmt 

ist, dürfen Dachaufbauten, ausgenommen 

Kamine, Anlagen zur Nutzung von Son-

nenenergie und kleinere technisch beding-
te Aufbauten, insgesamt nicht breiter als 

§ 292 lit. b PBG (Dachaufbauten bei 
Flachdächern) muss an die neue Definition 

der Attikageschosse (vgl. § 275 Abs. 4 

VE-PBG) angepasst werden. 

Die Abmessungen von Dachaufbauten 
(inkl. technisch bedingten Dachaufbauten 
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ein Drittel der betreffenden Fassadenlänge 

sein, sofern sie 

a. bei Schrägdächern über die tatsächliche 
Dachebene hinausragen; 

b. bei Flachdächern die für ein entspre-

chendes Schrägdach zulässigen Ebenen 

durchstossen. 

ein Drittel der betreffenden Fassadenlänge 

sein, sofern sie 

a. bei Schrägdächern über die tatsächliche 
Dachebene hinausragen; 

b. bei Flachdächern das zulässige Mass 

der Rückversetzungen unterschreiten. 

wie Kamine, Lüftungsanlagen usw.) kön-

nen im Rahmen von Dachgestaltungsvor-

schriften näher umschrieben werden (vgl. 

§ 49 VE-PBG). Einzuhalten ist auf jeden 

Fall die Drittelsregel von § 292 VE-PBG. 

 

Raumhöhe 

§ 304. 1 Die lichte Mindesthöhe von 
Räumen, ausser solchen in Einfamilien-

häusern und bei vergleichbaren Woh-

nungsarten, beträgt 2,4 m; in Kernzonen 

genügen 2,3 m. 

2 Dieses Mass darf durch kleinere 

technisch bedingte Bauteile unterschritten 

werden. 

3 In Dachräumen muss die Mindest-
höhe wenigstens über der halben Boden-

fläche vorhanden sein. 

Raumhöhe 

§ 304. 1 Die lichte Höhe von Räu-
men, die für den dauernden Aufenthalt 

von Menschen bestimmt sind, ausser sol-

chen in Einfamilienhäusern und bei ver-

gleichbaren Wohnungsarten, beträgt min-

destens 2,4 m; in Kernzonen gilt für solche 

Räume eine lichte Höhe von mindestens 

2,3 m. 

2 In Dachräumen muss die minimale 
lichte Höhe wenigstens über der halben 

Bodenfläche vorhanden sein. 

  

 Übergangsbestimmung 

 

Die Gemeinden passen ihre Bau- und 
Zonenordnungen bis spätestens zehn Jahre 

ab Inkrafttreten dieses Gesetzes an die 

neuen Begriffe und Messweisen der IVHB 

an.  

Bis zur Anpassung der Bau- und Zonen-
ordnung bleiben die bisherigen Bestim-

mungen gemäss Anhang anwendbar. 

  

 


